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Es war die Woche der kalendarischen 
Traditionsbrüche: In Mainz und Düs-
seldorf wurde der Rosenmontags-
zug abgeblasen und auf März ver-
schoben. In Bayern fiel der Politische 
Aschermittwoch aus – aus Respekt 
vor den Opfern des Zugunglücks von 
Bad Aibling, wie die Parteien uni-
sono verkündeten. Die kalendari-
sche Nähe zwischen Politikerauftrit-
ten am Ort der Katastrophe und der 
Gaudi im Bierzelt schien zu groß, also 
verzichtete man ganz auf das Spekta-
kel. Eine sinnlose Geste, weil zwischen 
den beiden Ereignissen kein Zusam-
menhang besteht. Und weil bei See-
hofer die Pietät nicht einmal bis zum 
Abend reichte. Da bierzeltete er schon 
wieder über die Unrechtsherrschaft.

Nähe durch Musik Adler und Arie

Christoph Butterwegge

■■ Jahrgang 1951, lehrt Politikwis-
senschaft an der Universität zu Köln. 
Zuletzt erschien sein Buch „Reichtums-
förderung statt Armutsbekämpfung. 
Eine sozial- und steuerpolitische 
Halbzeitbilanz der Großen Koalition“. 
Beigetragen hat er zu dem von Ulrich 
Schneider herausgegebenen Sammel-
band „Kampf um die Armut“, der die 
jüngsten Wandlungen des Armuts
begriffs thematisiert.

Fast fünf Millionen Dollar ließ 
sich San Francisco die Ausrich-
tung der großen Sportparty laut 
Budgetplanung kosten. Was so 
viel Geld wohl an der Situation 
der Obdachlosen verändern 
könnte?

Doch wie die Organisation 
„Coalition on Homelessness“ 
in Umfragen erhebt, ist die Stadt 
grundsätzlich nicht zimperlich. 
„Ich muss mich nachts wie ein 
Hund verstecken“, sagt einer von 
ihnen. Immer mehr Gesetze kri-
minalisieren das Leben von Ob-

stimmig für die Zielgruppe. Die 
Leute sollen sich ja wohl fühlen, 
und ach, wenn man einen ähn-
lichen Musikgeschmack teilt, 
dann ist doch schon Nähe her-
gestellt zum Kandidaten.

Bei Hillary Clinton läuft übri-
gens ein ziemlich durchschnitt-
licher Pop-Klangteppich – Stich-
wort „Happy“ von Pharrell Wil-
liams. Noch so ein Versuch, bloß 
nichts falsch zu machen – und 
damit doch irgendwie dane-
benzuliegen. Der „Fight Song“ 
von Rachel Platten, der stets 

dachlosen. Der Kontrast zur Glit-
zerwelt des Silicon Valley ist ein-
fach zu groß. Immer schön den 
Schein wahren.

Das gilt natürlich auch für die 
Politik, in der Bernie Sanders das 
Image des makellosen Politikers 
gerade in seinen leicht knittri-
gen Anzügen und der unmoder-
nen Brille konterkariert. Aber 
das Team des neuen Stars der 
amerikanischen Linken kennt 
die Mechanismen einer guten 
Kampagne genau. Und dazu 
gehört stets die passende Mu-

am Ende von Clintons Auftrit-
ten gespielt wird, ist allerdings 
passender denn je.

Bei den Republikanern liegt 
die Zielgruppe am anderen 
Ende des politischen wie musi-
kalischen Spektrums, weshalb 
bei Ted Cruz ganz anderer Stoff 
aus den Boxen dröhnt: Country. 
Da trieft der Patriotismus schon 
aus dem Titel: „Where the Stars 
and Stripes and the Eagle Fly“, 
singt Aaron Tippin. Die Flagge 
und der Weißkopfseeadler, das 
Wappentier der USA – da drü-

sik für die Auftritte in den Turn-
hallen und Arenen des Landes.

Bei Sanders werden zwei 
Klassiker gespielt: Tracy Chap-
mans „Talkin’ Bout a Revolu-
tion“ und David Bowies „Star-
man“. Gerade Chapman korre-
spondiert ganz wunderbar mit 
Sanders’ Slogan „A Future to Be-
lieve in“, nichts anderes als eine 
politische Revolution rufen San-
ders’ Anhänger derzeit aus. Aber 
es geht nicht nur um den pas-
senden Songtext. Auch ideolo-
gisch sind Chapman und Bowie 

ber geht nur noch die National-
hymne.

Am tiefsten in die Klischee-
kiste greift aber mal wieder Do-
nald Trump, der zu seinem Ein-
marsch in die großen Hallen 
gerne „Nessun dorma“, die Arie 
aus Puccinis „Turandot“, spielen 
lässt. Schön dramatisch und im 
Wortlaut passend. Gut, auf Ita-
lienisch, aber das ist eine Peti-
tesse: „Werde ich siegen! Werde 
ich siegen!“, heißt es am Ende. 
Selbstbewusstsein hatte der 
Mann schon immer.

MEINUNGSMACHE

Es gibt Werbung 
und Werbung. 
Werbung, die 
ein Produkt oder 
eine Dienstleis-
tung ins beste 
Licht setzt, da-
bei viel Weich-
zeichner ver-
wendet – und die 
dazu führt, dass 
am Ende alle nur 
noch zugreifen wollen. Und solche, die 
unfreiwilligerweise der Wahrheit nä-
her kommt, als der Erfinder sich das 
gewünscht hätte – und der denkt am 
Ende nur noch, hätte er mal besser den 
Mund gehalten.

Werbung letzterer Art hat diese Wo-
che der Nationale Geheimdienstdirek-
tor der USA, James Clapper (Foto) ge-
macht. Genau, der Clapper, der vor 
drei Jahren in einer Anhörung versi-
cherte, die NSA würde US-Staatsbür-
ger nicht überwachen – eine Aussage, 
die leider schon ein paar Monate spä-
ter, im Sommer 2013, durch die Veröf-
fentlichungen von Edward Snowden 
konterkariert wurde. Und ja, auch der 
Clapper, der garantieren soll, dass Da-
ten von EU-Bürgern in den USA künf-
tig nicht von dortigen Geheimdiens-
ten eingesammelt werden.

Clapper jedenfalls war diese Woche 
wieder mal in einer Anhörung, und 
zwar vor dem US-Senat. Dabei sagte 
er, dass seine Behörden das Internet 
der Dinge, also die Vernetzung von 
Alltagsgegenständen, zur „Identifizie-
rung, Überwachung, Beobachtung, Lo-
kalisierung und Auswahl für die Rek-
rutierung“ nutzen könnten. Oder „um 
Zugang zu Netzwerken oder Passwör-
tern zu gewinnen“.

Was sich der Mann dabei dachte? 
Vielleicht gar nichts, weil die massen-
hafte Überwachung von BürgerInnen 
in seinem Job so normal ist wie die Se-
rienproduktion von Motoren für die 
Autobranche? Oder: Einen schönen 
Gruß an die IT-Unternehmen – da ihr 
euch sträubt, für uns Hintertüren in 
eure Hard- und Software einzubauen, 
verrate ich, wofür wir eure Produkte 
wirklich nutzen?

Das wäre dann zumindest mal ehr-
lich. � SVENJA BERGT

Zur Abwechslung 
die Wahrheit

DER LOBBYIST DER WOCHEDas Zauberwort heißt Umverteilung
ARMUT Wer Flüchtlingselend zur Messlatte für Armut macht, verhindert eine Debatte über Ungleichheit

F ür manche Politiker, Wissen-
schaftler und Journalisten exis-
tiert Armut nur dort, wo Men-
schen total verelenden oder wie 

Vieh auf den Straßen eines sogenann-
ten Dritte-Welt-Landes verenden. Sie 
würden den Begriff „Armut“ am liebs-
ten so eng fassen, dass in der Bundes-
republik davon kaum noch die Rede 
sein könnte. Dieser Haltung liefert 
die Flüchtlingsfrage nun zusätzliche 
Munition. Denn im Zentrum des Ar-
mutsdiskurses steht nicht mehr der 
Hartz-IV-Bezug, sondern das „Dritte-
Welt-Elend“ der Geflüchteten.

Je krasser die Verteilungsschieflage 
bei Einkommen und Vermögen in ei-
nem reichen Land wird, umso mehr 
wächst der Drang, dortige Armut auf 
krasse Notlagen und Flüchtlingselend 
zu reduzieren. Das „importierte“ 
Elend darf aber nicht zur Messlatte 
für Armut im Wohlstand gemacht 
werden. Umgekehrt gilt: Je entwickel-
ter eine Gesellschaft ist, desto weiter 
sollte ihr Armutsverständnis sein. Ein 
hoher Lebensstandard fördert die so-
ziale Ausgrenzung von Menschen, de-
ren Einkommen nicht reicht, um in 
prestigeträchtigen Konsumbereichen 
„mitzuhalten“ und sich gleichberech-
tigt am sozialen, kulturellen und poli-
tischen Leben zu beteiligen.

Armutsdiskurse im Wandel
Jahrzehntelang war Armut in der 
Bundesrepublik ein Tabuthema, das 
die Öffentlichkeit höchstens in der 
Vorweihnachtszeit bewegte. Als die 
(Angst vor der) Armut durch Hartz 
IV bis zur Mitte der Gesellschaft vor-
drang und sich dort zu verfestigen be-
gann, avancierte Armut zu einem Mo-
dethema, das in TV-Talkshows zerre-
det wurde. Vor zwei Jahren warf die 
CSU rumänischen und bulgarischen 
Arbeitsmigrant(inn)en mit ihrer 
Kampagne „Wer betrügt, der fliegt!“ 
vor, rechtswidrig in „unsere Sozialsys-
teme“ einzuwandern und die Armut 
ihrer Herkunftsländer einzuschlep-
pen. Glaubt man dem Koalitionsver-
trag von CDU, CSU und SPD, gibt es 
in Deutschland sonst praktisch keine 
Armut.

Seit geraumer Zeit wird in Medien 
und politischer Öffentlichkeit nicht 
zuletzt durch die monothematische 
Behandlung der „Flüchtlingskrise“ 
beständig Sozialneid geschürt. Statt 
die Probleme und damit auch die 
Armut der Geflüchteten zu thema-
tisieren, befassen sich Politiker und 
Publizisten mit den Problemen, die 
Flüchtlinge und andere Migranten 
machen. Dabei könnte in einer Zu-
wanderungsdebatte, die sich primär 
um die – angebliche oder wirkliche – 
Mehrbelastung des Staatshaushalts 
durch „Flüchtlingsströme“ dreht, end-
lich einmal die extreme Verteilungs-
schieflage in Deutschland skandali-
siert werden.

Während viele Menschen im Be-
griff der Armut nur ein Synonym 
für Not und Elend in den Herkunfts-
staaten der Flüchtlinge sehen, erken-
nen andere darin auch die beschä-
mendste Ausprägung der sozialen 
Ungleichheit im eigenen Land. Der 

„klassische“ Armuts-
begriff, welcher von 
der Antike über das 
christliche Mittelal-
ter bis zur Neuzeit im 
Gebrauch war, bezog 
sich auf die Frage, ob 
jemand mehr besaß, 
als er zum Überleben 
benötigte. Wer dieses 
Kriterium heute noch 
anlegt, verschließt sich der Erkennt-
nis, dass ein moderner Armutsbe-
griff differenzierter sein muss, weil 
er mit zu berücksichtigen hat, in wel-
cher Gesellschaft ein Mensch lebt und 
wie groß der ihn umgebende Wohl-
stand ist.

Aufgrund der unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen in sich entwi-
ckelnden und in Wohlstandsgesell-
schaften sollte man zwischen absolu-
ter, extremer oder existenzieller Ar-
mut einerseits sowie relativer Armut 
andererseits unterscheiden. Von ab-
soluter Armut ist betroffen, wer seine 
Grundbedürfnisse nicht zu befriedi-

gen vermag, also die für sein Überle-
ben notwendigen Nahrungsmittel, 
sauberes Trinkwasser, eine den kli-
matischen Bedingungen angemes-
sene Kleidung, ein Dach über dem 
Kopf und eine medizinische Basis-
versorgung entbehrt. Von relativer 
Armut ist betroffen, wer zwar seine 
Grundbedürfnisse befriedigen, sich 
aber mangels finanzieller Ressour-
cen nicht oder nicht in ausreichen-
dem Maße am gesellschaftlichen Le-
ben beteiligen kann und den üblichen 
Lebensstandard deutlich unterschrei-
tet.

Lebt der Betroffene im zuerst ge-
nannten Fall am physischen Existenz-
minimum, verfehlt er im zuletzt ge-
nannten Fall das soziokulturelle Exis-
tenzminimum, was den Ausschluss 
von normalen sozialen, kulturellen 
und politischen Aktivitäten bedeu-
tet. Selbst das physische Existenzmi-
nimum und die Grenze zur absolu-
ten Armut sind nur schwer festzu-
legen, weil sie beispielsweise davon 
abhängen, ob jemand in einem war-
men oder einem kalten Land lebt: Wer 
in Sibirien keinen Pullover besitzt, ist 

höchstwahrschein-
lich arm; wer in Sierra 
Leone keinen Pullo-
ver besitzt, ist es des-
halb noch lange nicht.

Relative Armut hat 
weniger mit Not und 
Elend zu tun als mit 
Reichtum, der sehr 
ungleich verteilt ist. 
Wer eine zu große 

soziale Ungleichheit in einer Gesell-
schaft anerkennt und ihren Ausdruck 
in relativer Einkommensarmut sieht, 
der akzeptiert damit zumindest impli-
zit die Legitimität und Notwendigkeit 
einer Umverteilung von oben nach 
unten. Hier dürfte ein Grund dafür 
liegen, warum die Existenz relativer 
Armut oft gerade von denen geleug-
net wird, die zu den Privilegierten, 
Besserverdienenden und Vermögen-
den gehören.

Laut einer EU-Konvention wird das 
Ausmaß der relativen Armut in den 
Mitgliedstaaten bestimmt, indem 
man die Quote derer ermittelt, die 

weniger als 60 Prozent des mittleren 
Einkommens zur Verfügung haben. 
Die Armuts(gefährdungs)quote gibt 
an, wie weit der untere soziale Rand 
von der Mitte, anders formuliert: von 
bürgerlicher Respektabilität, entfernt 
ist. Nichts anderes bedeutet relative 
Armut. Absolute Geldbeträge wären 
für einen Vergleich der sozialen Si-
tuation in den EU-Staaten ungeeig-
net, weil die Lebenshaltungskosten 
stark differieren und man von 500 
Euro Monatseinkommen in dem ei-
nen Land gut leben, in dem anderen 
jedoch noch nicht einmal ein Zim-
mer mieten kann. Dies unberücksich-
tigt zu lassen, hieße, auf einen realisti-
schen Armuts- und Reichtumsbegriff 
zu verzichten.

Weil der Armutsbegriff relativ 
ist und das 60-Prozent-Maß bei der 
Einkommensarmut willkürlich, bie-
ten sich Kritikern, die für soziale Un-
gleichheit wenig sensibel sind, An-
griffsflächen. Auch Arbeits- und 
Sozialministerin Andrea Nahles mo-
kierte sich zuletzt darüber, wie man 
in der EU die Armuts(risiko)grenze 
bestimmt: „Angenommen, der Wohl-

stand in unserem Land würde explo-
dieren, dann bleibt nach dieser Defi-
nition das Ausmaß an Armut gleich.“ 
Tatsächlich ist aber kaum anzuneh-
men, dass ein solcher Wohlstandszu-
wachs auch den Armen zugutekäme. 
Würden sich die Einkommen aller Be-
wohner/innen eines Landes verzehn-
fachen, wären die Armen vermutlich 
immer noch arm, weil Preise und Le-
benshaltungskosten im selben Maße 
steigen und einen realen Wohlstands-
gewinn verhindern würden. Sie wären 
aber kaum weniger marginalisiert, 
weil sich ihre Einkommensposition 
innerhalb der Gesellschaft eher ver-
schlechtern würde: Wer vorher 800 
Euro im Monat verdient hat, käme 
jetzt auf 8.000 Euro; wer vorher 8.000 
Euro im Monat zur Verfügung hatte, 
käme jetzt auf 80.000 Euro. Betrug 
die Differenz zwischen Gering- und 
Besserverdienenden in unserer Bei-
spielrechnung anfangs 7.200 Euro, so 
beträgt sie nachher satte 72.000 Euro.

Die Große Koalition schafft Arme
Trotzdem favorisierte Nahles den ab-
soluten Armutsbegriff und erwähnte 
in diesem Zusammenhang illegale 
– genauer: illegalisierte – Einwande-
rer und jüngere Erwerbsgeminderte, 
bei denen man es mit „wirklicher Ar-
mut“ zu tun habe. Das passt zur Poli-
tik der Großen Koalition, die durch 
ihre „Asylpakete“ und sukzessive Ge-
setzesverschärfungen mehr Auswei-
sungen und Abschiebungsbescheide 
erzeugt. Dadurch erhöht sich die Zahl 
der Migrant(inn)en ohne Aufent-
haltsstatus, die untertauchen und 
ihren Lebensunterhalt fortan ohne 
Sozialleistungen bestreiten müssen.

Dem nächsten Armuts- und 
Reichtumsbericht der Bundesregie-
rung, den Nahles für Ende 2016/An-
fang 2017 ankündigte, wird laut ih-

ren Worten ein modifiziertes Be-
griffsverständnis zugrunde liegen. 
Wenn die Armutsdefinition primär 
auf Existenzprobleme abstellt, was 
zu befürchten ist, nützt den Betrof-
fenen keine Umverteilung von oben 
nach unten. Diese Forderung lässt 
sich als Propaganda von linken Par-
teien, Gewerkschaften, Wohlfahrtsver-
bänden, Religionsgemeinschaften ab-
tun. Wer nach mehr sozialer Gerech-
tigkeit strebt, muss sich daher gegen 
die Verengung des Begriffs „Armut“ 
auf Not und Elend ebenso zur Wehr 
setzen wie gegen seine Verdrängung 
aus dem öffentlichen Diskurs.

CHRISTOPH BUTTERWEGGE

Fo
to

: W
ol

fg
an

g 
Sc

hm
id

t

Foto: plainpicture

Foto: reuters


